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eigenen Ländern beginnen. So war 
es in Deutschland nach dem Macht
antritt Hitlers. Diesen unrühmlichen 
Weg gehen heute die militaristischen 
und revanchistischen Kreise in der 
westdeutschen Bundesrepublik mit 
der forcierten Annahme der Not
standsgesetzgebung, die mit den ele
mentaren Prinzipien der Demokratie, 
mit den Grundrechten und -freihei- 
ten des Menschen unvereinbar 1st. 
Niemand kann gegenüber dem in 
Griechenland wütenden Terror 
gleichgültig bleiben. Die Machtergrei
fung durch die monarcho-faschisti- 
sche Junta war gekennzeichnet durch 
Massenrepressalien, durch das Ver
bot der Tätigkeit der verschiedenen 
demokratischen Parteien und anderer 
Organisationen, durch die völlige 
Mißachtung der elementaren Rechte 
und Freiheiten, die in der Allgemei
nen Erklärung der Menschenrechte, 
für die seinerzeit auch Griechenland 
gestimmt hat, verkündet werden.
Die Kräfte der Reaktion unterneh
men verzweifelte Versuche, um die 
wachsende Bewegung der durch den 
Imperialismus unterdrückten und 
versklavten Völker für ihre soziale 
Befreiung aufzuhalten. Aber diese 
Versuche sind vergeblich. Der Kampf 
der Völker für demokratische Rechte 
und Freiheiten des Menschen, für den 
sozialen Fortschritt breitet sich mit 
jedem Tage mehr aus. Das Inter
nationale Jahr der Menschenrechte 
wird zweifellos einem neuen Auf
schwung dieses Kampfes dienen, der 
durch den vollständigen Sieg der 
Kräfte der Demokratie, durch den 
Triumph der hohen Prinzipien des 
Humanismus, des Rechts und der Ge
rechtigkeit gekrönt werden wird.
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